
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten Sie für die Unterstützung eines Aufrufs gewinnen.

30 namhafte Persönlichkeiten und renommierte Fachleute der deutschen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik aus 
Gewerkschaften, Sozialverbänden und Hochschulen fordern in einem gemeinsamen Aufruf die Bundesregierung 
zur arbeitsmarktpolitischen Umkehr auf.

Sie fordern 

eine Rücknahme der Sparbeschlüsse in der Beschäftigungsförderung, •฀

mehr Handlungsspielräume für die Jobcenter vor Ort, •฀

mehr sinnvolle Beschäftigungsangebote für schwer vermittelbare Langzeitarbeitslose und •฀

die rechtliche und inanzielle Absicherung der Institutionen, die vor Ort die Leistungen für diese Personen •฀
erbringen, so etwa Beschäftigungsunternehmen oder Fortbildungseinrichtungen.

Die Sparbeschlüsse und die anstehende „Instrumentenreform“ bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik führen zu einer 
immer stärkeren und immer einseitigeren Konzentration auf lediglich gut vermittelbare Arbeitslose. Gleichzeitig 
werden die Hilfen für diejenigen, die auf absehbare Zeit ohne realistische Chance auf eine Vermittlung sind, 
abgebaut oder erschwert. Die Konsequenz ist eine fatale Zweiteilung des Arbeitsmarktes. Langzeitarbeitslose und 
schwer Vermittelbare werden dabei zunehmend „auf der Strecke“ bleiben, wenn kein Kurswechsel eingeschlagen 
wird, darunter auch viele benachteiligte Jugendliche.

Bitte unterstützen Sie den Aufruf. Für eine Arbeitsmarktpolitik, die alle mitnimmt und keinen zurücklässt.

Sie brauchen dazu lediglich eine Mail mit Namen und Funktion bzw. Organisation an folgende Adresse schreiben: 
aufruf@arbeitsmarktpolitik-fuer-alle.de.

Anfang September werden wir den Aufruf mit allen Unterstützernamen den Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages zukommen lassen. Wir sind guten Mutes, dass dies der Auftakt zu einer breiten Diskussion über die 
Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik in Deutschland wird.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Eberhard Jüttner   Dr. Ulrich Schneider

(Vorsitzender)    (Hauptgeschäftsführer)

Aufruf: „Arbeitsmarktpolitik für alle“

Weitere Informationen inden Sie auf:  www.arbeitsmarktpolitik-fuer-alle.de



Aufruf: „Arbeitsmarktpolitik für alle“

Rücknahme der Sparbeschlüsse – Umkehr bei Instrumentenreform

Wir brauchen eine Arbeitsmarktpolitik für alle!

Die Unterzeichner dieses Aufrufs eint die Idee von einer Gesellschaft, die alle Menschen mitnimmt und keinen 
zurücklässt. Wir wollen eine Gesellschaft, die integriert und niemanden ausgrenzt. Jeder Mensch in unserem Land, 
ob jung oder alt, ob gesund oder krank, ob mit oder ohne Behinderung, hat ein Recht auf Teilhabe an unserer 
Gesellschaft. Verantwortungsbewusste Politik muss dafür Sorge tragen, dass jede und jeder einzelne dieses Recht auch 
verwirklichen kann. Politik muss den Menschen in diesem Land Türen öfnen und darf ihnen keine Wege verbauen.

Erwerbstätigkeit ist ein zentraler Schlüssel zu Teilhabe. Deshalb brauchen wir eine Arbeitsmarktpolitik, die alle in den 
Blick nimmt und sich nicht nur auf die Leistungsstärksten konzentriert. Kein Arbeitsloser darf fallen gelassen werden. 
Wir brauchen passgenaue Hilfen und Perspektiven für jeden einzelnen. Das ist nicht nur eine Frage sozialstaatlicher 
Verantwortung. Es ist eine Frage der Menschenwürde: Wir brauchen eine Arbeitsmarktpolitik für alle.

Wir wollen keine Zweiteilung des Arbeitsmarktes! 

Aktuell steuern wir mitten in eine Zweiteilung des Arbeitsmarktes hinein. Der konjunkturelle Aufschwung kommt 
nicht bei allen gleichermaßen an. Wer proitiert, sind die gut qualiizierten, gut vermittelbaren Arbeitslosen, 
die erst kurze Zeit arbeitslos waren. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit  geht einher mit einem zunehmenden 
Fachkräftemangel in einigen Branchen, wodurch sich knapp werdende und gut qualiizierte Fachkräfte ihre 
Zukunftsoptionen bei verschiedenen Arbeitgebern sichern können. Weniger gut qualiizierte, ältere Arbeitslose, 
Menschen mit Behinderungen und chronisch Erkrankte haben das Nachsehen.

Während die Anzahl der Arbeitslosengeldempfänger im Vergleich zum Vorjahr in der Tat um 20 Prozent 
zurückgegangen ist, bewegte sich bei den Grundsicherungsbeziehern nur wenig. Hier beträgt der Rückgang nur 
4 Prozent. Die Langzeitarbeitslosigkeit vieler Menschen in der Grundsicherung für Arbeitssuchende hat sich seit 
Jahren verfestigt. Rund 800.000 von ihnen sind bereits länger als zwei Jahre im Leistungsbezug, darunter 400.000 
Menschen, die seit Einführung von Hartz IV ununterbrochen von der staatlichen Hilfe abhängig sind.

Wir brauchen einen arbeitsmarktpolitischen Kurswechsel!

Trotz der anhaltend hohen Langzeitarbeitslosigkeit wurden in den letzten Monaten die Hilfen für Langzeitarbeitslose 
massiv reduziert. Vor allem öfentlich geförderte Beschäftigung, aber auch  Fort- und Weiterbildungsangebote sowie 
niederschwellige Maßnahmen für diese Personen wurden massiv eingeschränkt.

Durch die Kürzungen der Bundesregierung haben die Arbeitsagenturen und insbesondere die Jobcenter schon jetzt 
wesentliche Spielräume für die Förderung von Langzeitarbeitslosen verloren. Das Budget für Eingliederungsleistungen 
im Sozialgesetzbuch II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) wurde bereits in diesem Jahr bundesweit um 25 
Prozent gekürzt und beträgt nur noch 4,6 Mrd. Euro. Im nächsten Jahr drohen die Eingliederungsmittel um eine 
weitere Milliarde Euro abgesenkt zu werden. In der Folge werden weite Teile der Infrastruktur und Hilfen für 
Langzeitarbeitslose ersatzlos abgebaut.



Die geplante Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente wird die Situation weiter verschärfen. Statt Instrumente 
zur Förderung von Langzeitarbeitslosen sinnvoll weiterzuentwickeln, werden notwendige Hilfen eingeschränkt. 
Den Jobcentern werden entgegen der Gesetzesintention Handlungsspielräume zur lokalen Maßnahmengestaltung 
genommen. 

Die aktuelle einseitige Fokussierung der Arbeitsmarktförderung auf arbeitsmarktnahe Personen mit geringem 
Unterstützungsbedarf und schnellen Vermittlungserfolgen geht eindeutig zulasten von Langzeitarbeitslosen. Wir 
brauchen dringend einen arbeitsmarktpolitischen Kurswechsel – zurück zu einer Arbeitsmarktpolitik für alle.

Wir fordern die Politik zur Umkehr auf:

  Die Kürzungen der Bundesregierung zur aktiven Arbeitsmarktförderung müssen rückgängig gemacht werden. 
Um Teilhabe an Arbeit für alle zu organisieren und neue Chancen auch für Langzeitarbeitslose, darunter ältere 
und gering qualiizierte Arbeitslose, aber auch Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen, 
zu schafen, bedarf es ausreichender inanzieller Mittel.

  Dezentrale Handlungsspielräume müssen ausgebaut werden, damit die Jobcenter passgenaue Maßnahmen 
und Hilfen für jeden einzelnen anbieten können. Dazu gehört auch, dass weder Budgetdeckelungen noch 
Vorgaben zur zeitlichen Befristung von Maßnahmen die individuellen Gestaltungsmöglichkeiten vor Ort 
künstlich einschränken. Zentrale und einschränkende Kriterien dürfen nicht verhindern, dass sinnstiftende und 
qualiizierende Tätigkeiten in Arbeitsgelegenheiten angeboten werden können. Derartige Restriktionen können 
dem Einzelfall nicht gerecht werden. Entsprechende Regelungen, die in der geplanten Instrumentenreform 
vorgesehen sind, sind zu streichen.

  Auch für jene Menschen, die trotz aller Bemühungen auf absehbare Zeit ohne Chance auf dem ersten 
Arbeitsmarkt bleiben, muss Arbeitsmarktpolitik Lösungen bereithalten. Wir brauchen nicht weniger, sondern 
mehr längerfristig geförderte sozialversicherungsplichtige Beschäftigungsangebote, damit Langzeitarbeitslose 
in sinnstiftender Beschäftigung qualiiziert werden können. Gerade seelisch behinderte Menschen haben in 

der Vergangenheit beispielsweise von der Förderung mittels Beschäftigungszuschuss proitieren können. 

  Für alle arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen bedarf es einer verlässlichen Infrastruktur. Um Teilhabe an Arbeit 
dauerhaft und nachhaltig organisieren zu können, brauchen die Leistungserbringer in der Arbeitsförderung (so 
etwa Beschäftigungsunternehmen, Träger der Fort- und Weiterbildung) rechtliche und inanzielle Sicherheit.

Berlin, Juli 2011

Weitere Informationen inden Sie auf:  www.arbeitsmarktpolitik-fuer-alle.de



Erstunterzeichner

Prof. Jutta Allmendinger, Präsidentin des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB)

Robert Antretter, Bundesvorsitzender, Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung e. V.

Prof. Dr. Gerhard Bäcker, Universität Duisburg-Essen

Jörg Bungart, Geschäftsführer, Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e. V. (BAG UB)

Annelie Buntenbach, Mitglied Bundesvorstand, Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

Brigitte Döcker, Vorstand, Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V.

Prof. Dr. Klaus Dörre, Friedrich-Schiller-Universität Jena

Prof. Dr. Adalbert Evers, Justus-Liebig-Universität Giessen

Michael Fähndrich, Geschäftsführer, Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit e.V. (BAG EJSA)

Jens Foerster, Bundeskoordinator, Arbeitslosenverband Deutschland, Bundesverband e. V.

Prof. Dr. Walter Hanesch, Hochschule Darmstadt, Fachbereich Gesellschaftswissenschaften und Soziale Arbeit

Univ.Prof. em. Dr. Richard Hauser, Goethe-Universität Frankfurt am Main, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften

Dr. Eberhard Jüttner, Vorsitzender, Der Paritätische Gesamtverband

Silke Klumb, Geschäftsführerin, Deutsche AIDS-Hilfe e. V.

Bruno W. Köbele, Präsident, Internationaler Bund (IB), Freier Träger der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit e. V.

Prof. Dr. jur. Anne Lenze, Hochschule Darmstadt

Prof. Dr. Stephan Lessenich, Friedrich-Schiller-Universität Jena

Ulrike Mascher, Präsidentin, Sozialverband VdK Deutschland e. V.

Gerwin Matysiak, Bundesvorsitzender, Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter e. V.

Prof. Dr. Frank Nullmeier, Universität Bremen, Zentrum für Sozialpolitik

Bernd Pastoors, Bundesvorsitzender, BAG örtlich regionaler Träger der Jugendsozialarbeit e. V. (BAG ÖRT e. V.)

Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer, Der Paritätische Gesamtverband

Dr. Ilja Seifert, Vorstandsvorsitzender, Allgemeiner Behindertenverband in Deutschland e. V.

Wolfgang Stadler, Vorstand, Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V.

Prof. Dr. Heinz Stapf-Fine, Alice Salomon Hochschule Berlin

Richard Suhre, Geschäftsführer, Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e. V.

Dr. Hans-Jürgen Urban, Vorstandsmitglied, IG Metall – Bundesvorstand

Renate Welter, Vizepräsidentin, Deutscher Schwerhörigenbund e. V.

Prof. Dr. jur. Felix Welti, Universität Kassel

Klaus Wiesehügel, Bundesvorsitzender der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt

Prof. Dr. Gunnar Winkler, Präsident, Volkssolidarität Bundesverband e. V.

Wenn Sie auch unterstützen wollen, bitte Mail an:  aufruf@arbeitsmarktpolitik-fuer-alle.de


